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Caia1 ist 21 Jahre alt und arbeitet seit 

November 2014 als Sanitäter in der 

Münchener Erstaufnahmeeinrichtung 

für Flüchtlinge. Er hat mir einen klei-

nen Einblick in seinen Einsatz für hilfs-

bedürftige Menschen gegeben. Der 

21jährige berichtet unter anderem über 

Personen, die mit gebrochener Hüfte, 

Bombensplittern im Auge und eitrigen 

Wunden angekommen sind, denen ge-

holfen worden ist und die dafür außer-

ordentlich dankbar sind. Caia geht

außerdem auf die obligatorischen ärzt-

lichen Untersuchungen und die Be-

handlung von Läusen ein. Letztere wird 

mithilfe eines besonderen Sprays rasch 

erledigt, durch welches das Team vor 

Ort die Betroffenen von den Blutsau-

gern innerhalb einer Stunde befreien 

kann. Ferner erwähnt Caia akute Fälle, 

die in Krankenhäuser überwiesen wer-

den mussten, aber zurückkamen, weil 

die meisten medizinisch überlastet sind. 

Allerdings berichtet er auch von Asyl-

suchenden, die nicht dazu bereit sind, 

ärztliche Untersuchungen über sich er-

gehen zu lassen oder das Eincremen 

gegen Masern sowie die Haarbehand-

lung gegen Läuse ablehnen und deshalb 

für andere eine gewisse Gefahr darstel-

len. Hinzu kommt die erste Barriere, 

nämlich die Frage, in welcher Sprache 

sich Mitarbeiter und Flüchtlinge ver-

ständigen sollen bzw. können. Die Ein-

richtung selbst basiert auf unsicheren 

Rechtsnormen, weil immer noch disku-

tiert wird, ob sie sinnvoll ist oder nicht. 

Bei der gesamten Situation handelt es 

sich grundsätzlich um eine Herausfor-

derung für alle Beteiligten.



1ese Darstellungen SINa Jedoch leider eitdem Qas Bundesamt für Miıgration
kein Einzelfall, denn ın den Medien un Flüchtlinge Ende Januar 2015
Cnden sich 1mM mMer äufiger Berichte Überlegungen bezügliıch e1ıner Ver-
darüber, AQass wWweIllTe eIle der Welthbevöl- schärfung des Kirchenasyls und C1INEeSs
kerung ın ewesun geraten SINd. SCAHNEelleren Verfahrens hinsiıchtlich der
„Flüchtlinge ın Deutschland“, „Flucht Flüchtlingspolitik angestellt hat, S1bt 0S

und Asylmigration”, „Asyl-Missbrauch hefüge Diskussionen. Ihe Cu«C Handha-
hblocklert Flüchtlingsunterkünfte“, „B1- bung STO eıtens der rtchen und der
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egegnen. Den politischen Diskuss1i0- Kirchenasyl ın SC1INeTr bisherigen Form
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Wiıirklichkeit uUNSCICT Gesellschaft VOCI- Sinn macht C  $ WEeNnN S1P sich Oie
wandelt und AUS sozlaler, kultureller, gesellschaftliche OÖffentlichkeit und OQıe
poliuscher, rel1g1öser, wIrtschaftlicher Politik wendet? Ihe folgenden Ausfüh-
un pastoraler 1C e1in 1MMer VOCI-— rungen sollen anhand e1ner kurzen
Mochteneres Problem darstellt.* IIe ka- rechtshistorischen Untersuchung Qie
tholische Kırche ın Deutschlan: hat sich KomplexI1tät des (deutschen) Asylrechts

veranschaulichen.Ad1esem ema ın den vergangenen
Jahrzehnten mehriac geäußert.“ ES S11
]er anderem auf Oie VO  — der Begriffsklärung
Deutschen Bischofskonferenz
Maärz 19955 abgegebene „Erklärung Der USadrucC „A 155 kennzeichnet E1-—
Entwicklungen ın der Flüc  IngSs- und NCNn zentralen Begriff der übergreifen-
Asylpolitik”> verwlesecn, Ae den (Jesetz- den emat elıgıon und ec
e  er aufforderte, dIie Asylrechtsreform Grundsätzlic hbedeutet Asyl „die (1e-
ın den wesentlichen Punkten WIE N währung VO  — Schutz VOT Verfolgung
staatenregelung Oder Flu  afenverfah- aufgrund besonderer, zumellst persönli-
IcNh rückgängıg machen. AÄAm Maı cher Oder räumlicher Bedingungen”®
1996 W1eSs dQas Bundesverfassungsge- Der rsprun AQ1leses VerständnIisses
richt BVerfG ın SeEINeN Grundsatzurtel- 1€ 1m vorchristlichen relig1ösen
len die Krntik der katholischen Kırche OS Der Begrift „A 155 entstamm

der Asylrechtsreform mi1t klaren dem griechischen Kulturraum und he-
Worten zurück ® ber Ae Entwicklung zeichnet anderem „Frreıistätte”,
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Diese Darstellungen sind jedoch leider 

kein Einzelfall, denn in den Medien

finden sich immer häufiger Berichte 

darüber, dass weite Teile der Weltbevöl-

kerung in Bewegung geraten sind. 

„Flüchtlinge in Deutschland“, „Flucht 

und Asylmigration“, „Asyl-Missbrauch 

blockiert Flüchtlingsunterkünfte“, „Bi-

schöfe halten an Kirchenasyl fest“, 

„Wirtschaftsflüchtlinge“2 und vieles 

mehr sind Schlagzeilen, die im Alltag 

begegnen. Den politischen Diskussio-

nen zu diesem Thema liegt ein viel-

schichtiges Phänomen zugrunde, das 

die Komplexität des Asylrechts als eine 

Herausforderung für Staat und Kirche 

aufzeigt. Zutreffend bezeichnet der 

Päpstliche Rat der Seelsorge für die Mi-

granten und Menschen unterwegs die 

heutigen Migrationsbewegungen als ein 

Erscheinungsbild, das die strukturelle 

Wirklichkeit unserer Gesellschaft ver-

wandelt und aus sozialer, kultureller, 

politischer, religiöser, wirtschaftlicher 

und pastoraler Sicht ein immer ver-

flochteneres Problem darstellt.3 Die ka-

tholische Kirche in Deutschland hat sich 

zu diesem Thema in den vergangenen 

Jahrzehnten mehrfach geäußert.4 Es sei 

hier unter anderem auf die von der 

Deutschen Bischofskonferenz am 9. 

März 1995 abgegebene „Erklärung zu 

Entwicklungen in der Flüchtlings- und 

Asylpolitik“5 verwiesen, die den Gesetz-

geber aufforderte, die Asylrechtsreform 

in den wesentlichen Punkten wie Dritt-

staatenregelung oder Flughafenverfah-

ren rückgängig zu machen. Am 14. Mai 

1996 wies das Bundesverfassungsge-

richt (BVerfG) in seinen Grundsatzurtei-

len die Kritik der katholischen Kirche 

an der Asylrechtsreform mit klaren 

Worten zurück.6 Aber die Entwicklung 

ging weiter.

Seitdem das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge Ende Januar 2015 

Überlegungen bezüglich einer Ver-

schärfung des Kirchenasyls und eines 

schnelleren Verfahrens hinsichtlich der 

Flüchtlingspolitik angestellt hat, gibt es 

heftige Diskussionen. Die neue Handha-

bung stößt seitens der Kirchen und der 

Ökumenischen Bundesarbeitsgemein-

schaft (BAG) auf stürmische Kritik. Den 

Kirchen ist daran gelegen, dass das 

Kirchenasyl in seiner bisherigen Form 

erhalten bleibt. So haben sie am 27. 

Februar dieses Jahres die Kurskorrektur 

begrüßt.7 Angesichts der aktuellen De-

batte stellt sich daher die berechtigte 

Frage, wie der Staat, die Kirchen und 

die gesamte Gesellschaft mit dieser 

Flüchtlingssituation im Allgemeinen 

umgehen. Wie weit reicht der Einfluss 

der katholischen Kirche und welchen 

Sinn macht es, wenn sie sich an die 

gesellschaftliche Öffentlichkeit und die 

Politik wendet? Die folgenden Ausfüh-

rungen sollen anhand einer kurzen 

rechtshistorischen Untersuchung die 

Komplexität des (deutschen) Asylrechts 

veranschaulichen.

I. Begriffsklärung

Der Ausdruck „Asyl“ kennzeichnet ei-

nen zentralen Begriff der übergreifen-

den Thematik Religion und Recht. 

Grundsätzlich bedeutet Asyl „die Ge-

währung von Schutz vor Verfolgung 

aufgrund besonderer, zumeist persönli-

cher oder räumlicher Bedingungen“8. 

Der Ursprung dieses Verständnisses 

liegt im vorchristlichen religiösen 

Ethos. Der Begriff „Asyl“ entstammt 

dem griechischen Kulturraum und be-

zeichnet unter anderem „Freistätte“, 

„Zufluchtsstätte“, „Heim“ oder „Status 



der Unverletzlichkeit  “ Eın „Asylos [O- Diskussionen 1m Bundestag. Von der r  _0.  pOSs War en Ort, VOT dem ( verboten umnahme VO  — Flüchtlingen, über de-
WAäl, ersonen oder Sachen wegzufüh- Ic1H Unterkünfte hıs ZU!T Gewährung des
1Cc1. Fıne Verletzung AIieses Verbots War Rechtes aul Asyl“ wıird zunehmend
nıcht 11UTr gesetzwldr1g, sonNdern ellg1Öö- heftig Adıskulert. Allmählich urch- Ug ol UOUJU
SCT Frevel nn Mese Debatte alle Schichten der
nier dem Begriftf „Asylant(in)‘ VOCI-— deutschen Gesellschaft In ezu auf
steht INan &e1INe Person, dIie Asyl hbean- dIie lobale Flüchtlingsproblematı he-

Oder erhalten hat Der USadruc zieht AIie Bundesrepublı Deutschland
1sT allerdings umgangssprachlich nNESa- &e1iNe Haltung, dIie sıch maßgeblich VO  —

V hesetzt und Juristisch ungebräuch- und 16a SOWIE deren USIe-
iıch In rec  IlıcCher Hinsicht 1st zwıischen Sung her bestmmen lässt 1eSe lauten:
Asylbewerbern, Asylberechügten, KOoNn- IIe Ur des Menschen 1st
Uingentflüchtlingen und De-facto- unantastbar. SIe achten un
Flüchtlingen unterscheiden.? schützen 1st Verpflichtung er staatlı-
a} Asylbewerber SINa usländer ın chen Gewalt (2) Das deutsche Oolk he-

der ZeIlt zwıschen Asylantragstel- kennt sich dQdarum unverletzlichen
lung und der rechtskräftigen Ent- und unveräußerlichen Menschenrech-
scheidung. ten als Grundlage Jeder menschlichen

na Als Asylberechtigte werden Auslän- Gemeiminschaft, des Fredens un der
der bezeichnet, Qie rechtskräftig Gerechügkeiıt ın der Welt“ Art. 16a
als polıtisch verTIo anerkannt „Politisch VerfIfolgte enleben Asyl-
wurden. recht.“. „Politische Verfolgung 1st ach

na Der Begriftf „Kontingentflüchtlinge” ständiger Kechtsprechung 11UT staatlı-
hbezeichnet jene Ausländer, die als che oder dem aa zurechenbare Ver-
Gruppe („Kontingent”) aufgenom- folgung” 12 erwaren jene VO Asyl-
L1HNEeN worden SINd. recht ausgeschlossen, Oie fın pfer

na De-Tacto-Flüchtlinge SsSind Auslän- VOT Bürgerkriegen SINd, we1l 0S ın Ce1nNer
der, AIie keinen Asylantrag eSsTE Bürgerkriegssituation keinen aa
en Oder deren Asylantrag rechts- mehr S1bt, dem INa  — Oie Verfolgung
kräftg abgelehnt wurde, dIie Jedoch zurechnen könnte.'® Das €l PINZ1IP1-
AUS rechtlichen, humanıtären Oder e{ en Bürgerkriegsflüchtlinge ke1l-
sonstigen Gründen „de Tacto“ nıcht NCNn Anspruch aufAsyl eiches <allı für
abgeschoben werden können). !© pier VOTl Folter (zUu der auch Ae en1-

talverstümmelung VO  — Frauen Za
Oder anderen Menschenrechtsverlet-I1 Das Asylrecht IN der
zungen WI1E Übergriffe auf Keli1g1ons-Bundesrepublik Deutschland
und Meinungsfreihelt USW.), WEn OQıe

IIe Asylthematı hat 1 usamımen- Verbrechen der ater nıcht dem aa
zurechen bar SINd, SsOoNdern ( sich fınhang m1T7 den ZUT ZeIlt weltweıiten

Flüchtiingsbewegungen und den Ailes- EFx7Zesse einzelner Amtsträger, (1UEe-
bezüglichen Maßnahmen einıger Staa- illas, paramıilıtärischer Einheiten han-
ten Aktualhltät Besonders delt.'* Menschen, Ae politsch verIo
ın den 1cC nehmen Sind hierbe]l Ae Sind und sich auf Qas Asylrecht erufen 149149
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nder Unverletzlichkeit“. Ein „Asylos to-

pos“ war ein Ort, von dem es verboten 

war, Personen oder Sachen wegzufüh-

ren. Eine Verletzung dieses Verbots war 

nicht nur gesetzwidrig, sondern religiö-

ser Frevel. 

Unter dem Begriff „Asylant(in)“ ver-

steht man eine Person, die Asyl bean-

tragt oder erhalten hat. Der Ausdruck 

ist allerdings umgangssprachlich nega-

tiv besetzt und juristisch ungebräuch-

lich. In rechtlicher Hinsicht ist zwischen 

Asylbewerbern, Asylberechtigten, Kon-

tingentflüchtlingen und De-facto-

Flüchtlingen zu unterscheiden.9

a) Asylbewerber sind Ausländer in

der Zeit zwischen Asylantragstel-

lung und der rechtskräftigen Ent-

scheidung.

b) Als Asylberechtigte werden Auslän-

der bezeichnet, die rechtskräftig

als politisch verfolgt anerkannt 

wurden.

c) Der Begriff „Kontingentflüchtlinge“ 

bezeichnet jene Ausländer, die als 

Gruppe („Kontingent“) aufgenom-

men worden sind.

d) De-facto-Flüchtlinge sind Auslän-

der, die keinen Asylantrag gestellt 

haben oder deren Asylantrag rechts-

kräftig abgelehnt wurde, die jedoch 

aus rechtlichen, humanitären oder 

sonstigen Gründen „de facto“ nicht 

abgeschoben werden (können).10

II. Das Asylrecht in der
Bundesrepublik Deutschland

Die Asylthematik hat im Zusammen-

hang mit den zur Zeit weltweiten 

Flüchtlingsbewegungen und den dies-

bezüglichen Maßnahmen einiger Staa-

ten an Aktualität gewonnen. Besonders 

in den Blick zu nehmen sind hierbei die 

Diskussionen im Bundestag. Von der 

Aufnahme von Flüchtlingen, über de-

ren Unterkünfte bis zur Gewährung des 

Rechtes auf Asyl11 wird zunehmend 

heftig diskutiert. Allmählich durch-

dringt diese Debatte alle Schichten der 

deutschen Gesellschaft. In Bezug auf 

die globale Flüchtlingsproblematik be-

zieht die Bundesrepublik Deutschland 

eine Haltung, die sich maßgeblich von 

Art. 1 und 16a GG sowie deren Ausle-

gung her bestimmen lässt. Diese lauten: 

Art. 1: „(1) Die Würde des Menschen ist 

unantastbar. Sie zu achten und zu 

schützen ist Verpflichtung aller staatli-

chen Gewalt. (2) Das deutsche Volk be-

kennt sich darum zu unverletzlichen 

und unveräußerlichen Menschenrech-

ten als Grundlage jeder menschlichen 

Gemeinschaft, des Friedens und der 

Gerechtigkeit in der Welt.“. Art. 16a I: 

„Politisch Verfolgte genießen Asyl-

recht.“. „Politische Verfolgung ist nach 

ständiger Rechtsprechung nur staatli-

che oder dem Staat zurechenbare Ver-

folgung“12. Daher wären jene vom Asyl-

recht ausgeschlossen, die z. B. Opfer 

von Bürgerkriegen sind, weil es in einer 

Bürgerkriegssituation keinen Staat 

mehr gibt, dem man die Verfolgung 

zurechnen könnte.13 Das heißt, prinzipi-

ell haben Bürgerkriegsflüchtlinge kei-

nen Anspruch auf Asyl. Gleiches gilt für 

Opfer von Folter (zu der auch die Geni-

talverstümmelung von Frauen zählt) 

oder anderen Menschenrechtsverlet-

zungen (wie Übergriffe auf Religions- 

und Meinungsfreiheit usw.), wenn die 

Verbrechen der Täter nicht dem Staat 

zurechenbar sind, sondern es sich z. B. 

um Exzesse einzelner Amtsträger, Gue-

rillas, paramilitärischer Einheiten han-

delt.14 Menschen, die politisch verfolgt 

sind und sich auf das Asylrecht berufen 



können, als auch solchen, OQıe auIgrun Duldung wırd MEeIsSTeENSsS 11UT für kurze
e1iner 169S- oder Bürgerknegssituation Zeitraäume erteilt, auch WEnnn S1E niıcht
ihre Helımat verlassen mussten, 1sT JE- selten 1mM mMer wIeder verlängert wIrd.
doch gleichermaßen Schutz ewäh-
recn, Qa der Rahmen des eutschen ULl Dıie Begründung der
Asylrechts welIltere Schutzinstrumente kırchlichen Appelle das
vorsieht, Oie eltens der zuständigen ethische Bewusstsein VOo  -Behörde ewährt werden können. SO
Ssieht dQas deutsche ec neben dem Politikern und Bevölkerung
Asylrecht welıltere Abschirmungsinstru- Grundsätzlic S1bt 0S für AIie kathol1-

VOTL). OQıe Qieser Personengruppe sche Kırche 1m Zusammenhang mi1t der
Sicherheit sewähren könnten. Asyl- und Flüchtlingspolitik drel W1Ee-
In b 1 Ahsatz us 1sT C1Ne Ver- derkehrende Argumente, dIie IM mer he-
pflichtung AUS der Genfer Flüc  INgS- LONT werden. Zunächst ekennt sıch OQıe
konventbon verankert, Ae verfügt „E1N IC als dQas Olk Gottes, Qas ın KONn-
Ausländer dQdarf nicht ın einen aa a h- 1INU1La ZU Olk Israel ın SC1INer Pılger-
geschoben werden, ın dem SCIN en schaft Qie Erinnerungsgemeinschaft
Oder SC1INE Freiheit SC1INer asse, derer lebend1 hält, Ae esus ('hns-
elig1on, Staatsangehörigkeılt, SCe1INer L[USs lauben. Ihe dee des Syls hberuht
Zugehörigkeit e1iner besnmmten dQamıt aul der christlichen Forderung
zlalen Gruppe Oder SC1INer politl- der MÜISETICOFTdIA und der Sündenverge-
schen Überzeugung edroht ST > 1er- bung.'® Ferner wırd auf Ae Ur der
he] handelt ( sich auIsSsrun: des en menschlichen Person hingewlesen, OQıe
Schutzstandards dQas sogenannte der Schöpfungsgeschichte folgend ach
„Kleine ASYkönnen, als auch solchen, die aufgrund  Duldung wird meistens nur für kurze  einer Kriegs- oder Bürgerkriegssituation  Zeiträume erteilt, auch wenn sie nicht  ihre Heimat verlassen mussten, ist je-  selten immer wieder verlängert wird.  doch gleichermaßen Schutz zu gewäh-  ren, da der Rahmen des deutschen  II. Die Begründung der  Asylrechts weitere Schutzinstrumente  kirchlichen Appelle an das  vorsieht, die seitens der zuständigen  ethische Bewusstsein von  Behörde gewährt werden können. So  sieht das deutsche Recht neben dem  Politikern und Bevölkerung  Asylrecht weitere Abschirmungsinstru-  Grundsätzlich gibt es für die katholi-  mente vor, die dieser Personengruppe  sche Kirche im Zusammenhang mit der  Sicherheit gewähren könnten.  Asyl- und Flüchtlingspolitik drei wie-  In S 51 Absatz 1 AuslG ist eine Ver-  derkehrende Argumente, die immer be-  pflichtung aus der Genfer Flüchtlings-  tont werden. Zunächst bekennt sich die  konvention verankert, die verfügt: „Ein  Kirche als das Volk Gottes, das in Kon-  Ausländer darf nicht in einen Staat ab-  tinuität zum Volk Israel in seiner Pilger-  geschoben werden, in dem sein Leben  schaft die Erinnerungsgemeinschaft  oder seine Freiheit wegen seiner Rasse,  derer lebendig hält, die an Jesus Chris-  Religion, Staatsangehörigkeit, seiner  tus glauben. Die Idee des Asyls beruht  Zugehörigkeit zu einer bestimmten so-  damit auf der christlichen Forderung  zialen Gruppe oder wegen seiner politi-  der misericordia und der Sündenverge-  schen Überzeugung bedroht ist“!” Hier-  bung.'!® Ferner wird auf die Würde der  bei handelt es sich aufgrund des hohen  menschlichen Person hingewiesen, die  Schutzstandards um das sogenannte  der Schöpfungsgeschichte folgend nach  „Kleine Asyl“. Das BVerfG „vertritt die  Gottes Ebenbild und Gleichnis geschaf-  fen ist. Schließlich wird die Solidarität  Auffassung, dass für die Gewährung  des Schutzes nach S 51 Abs. 1 AuslG in  der einen Menschennatur in der Welt  betont.  Hinblick auf die politische Verfolgung  dieselben Kriterien wie beim Asylrecht  1. Elemente des kirchlichen  erfüllt sein müssen. Das Merkmal politi-  sche Verfolgung wird somit in den Tat-  Asylrechts in der israelitischen  Tradition des AT  bestand von S 51 Abs. 1 AuslG gewis-  sermaßen hineinkopiert, so dass er in  Neben vielen Belegen für ein Ortsasyl  finden sich in der israelitischen Traditi-  aller Regel Opfern nichtstaatlicher Ver-  folgung keinen Schutz gewährt.“® In  on auch solche, die ein der Person gel-  der Praxis aber erhalten Opfer nicht-  tendes Asylrecht bezeugen.'* Zahlreich  staatlicher Verfolgung aufgrund der  sind die Gesetze, Bräuche und Ritual-  vorschriften über die Unverletzlichkeit  Genfer Flüchtlingskonvention eine  Duldung (vgl. SS 55, 56 AuslG), die  des Menschen. Das örtliche Asyl war  eben kein rechtmäßiger Aufenthaltstitel  immer zugleich persönliches Asyl. Die  ist, sondern bei Vorliegen eines Dul-  lokalen Asylstätten und das auf die Per-  dungsgrundes nur bewirkt, dass der  son bezogene Asylrecht schützten vor  Vollzug der Abschiebung zeitweise aus-  privater Rache und willkürlicher Ver-  150  gesetzt wird ($ 54 Abs. 1 AuslG).'’ Diese  geltung einer Straftat, gewährten aberDas RBVerfG „vertritt OQıe (joftes en und Gleichnis eschaf-
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können, als auch solchen, die aufgrund 

einer Kriegs- oder Bürgerkriegssituation 

ihre Heimat verlassen mussten, ist je-

doch gleichermaßen Schutz zu gewäh-

ren, da der Rahmen des deutschen 

Asylrechts weitere Schutzinstrumente 

vorsieht, die seitens der zuständigen 

Behörde gewährt werden können. So 

sieht das deutsche Recht neben dem 

Asylrecht weitere Abschirmungsinstru-

mente vor, die dieser Personengruppe 

Sicherheit gewähren könnten. 

In § 51 Absatz 1 AuslG ist eine Ver-

pflichtung aus der Genfer Flüchtlings-

konvention verankert, die verfügt: „Ein 

Ausländer darf nicht in einen Staat ab-

geschoben werden, in dem sein Leben 

oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, 

Religion, Staatsangehörigkeit, seiner 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten so-

zialen Gruppe oder wegen seiner politi-

schen Überzeugung bedroht ist.“15 Hier-

bei handelt es sich aufgrund des hohen 

Schutzstandards um das sogenannte 

„Kleine Asyl“. Das BVerfG „vertritt die 

Auffassung, dass für die Gewährung 

des Schutzes nach § 51 Abs. 1 AuslG in 

Hinblick auf die politische Verfolgung 

dieselben Kriterien wie beim Asylrecht 

erfüllt sein müssen. Das Merkmal politi-

sche Verfolgung wird somit in den Tat-

bestand von § 51 Abs. 1 AuslG gewis-

sermaßen hineinkopiert, so dass er in 

aller Regel Opfern nichtstaatlicher Ver-

folgung keinen Schutz gewährt.“16 In 

der Praxis aber erhalten Opfer nicht-

staatlicher Verfolgung aufgrund der 

Genfer Flüchtlingskonvention eine 

Duldung (vgl. §§ 55, 56 AuslG), die 

eben kein rechtmäßiger Aufenthaltstitel 

ist, sondern bei Vorliegen eines Dul-

dungsgrundes nur bewirkt, dass der 

Vollzug der Abschiebung zeitweise aus-

gesetzt wird (§ 54 Abs. 1 AuslG).17 Diese 

Duldung wird meistens nur für kurze 

Zeiträume erteilt, auch wenn sie nicht 

selten immer wieder verlängert wird.

III. Die Begründung der
kirchlichen Appelle an das 
ethische Bewusstsein von 
Politikern und Bevölkerung

Grundsätzlich gibt es für die katholi-

sche Kirche im Zusammenhang mit der 

Asyl- und Flüchtlingspolitik drei wie-

derkehrende Argumente, die immer be-

tont werden. Zunächst bekennt sich die 

Kirche als das Volk Gottes, das in Kon-

tinuität zum Volk Israel in seiner Pilger-

schaft die Erinnerungsgemeinschaft 

derer lebendig hält, die an Jesus Chris-

tus glauben. Die Idee des Asyls beruht 

damit auf der christlichen Forderung 

der misericordia und der Sündenverge-

bung.18 Ferner wird auf die Würde der 

menschlichen Person hingewiesen, die 

der Schöpfungsgeschichte folgend nach 

Gottes Ebenbild und Gleichnis geschaf-

fen ist. Schließlich wird die Solidarität 

der einen Menschennatur in der Welt 

betont.

1. Elemente des kirchlichen
Asylrechts in der israelitischen 
Tradition des AT

Neben vielen Belegen für ein Ortsasyl 

finden sich in der israelitischen Traditi-

on auch solche, die ein der Person gel-

tendes Asylrecht bezeugen.19 Zahlreich 

sind die Gesetze, Bräuche und Ritual-

vorschriften über die Unverletzlichkeit 

des Menschen. Das örtliche Asyl war 

immer zugleich persönliches Asyl. Die 

lokalen Asylstätten und das auf die Per-

son bezogene Asylrecht schützten vor 

privater Rache und willkürlicher Ver-

geltung einer Straftat, gewährten aber 
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nauch Sklaven, Fremden und Rechtlosen 

Rechtsschutz. Auf diese Weise diente 

das religiöse Asylrecht einer geregelten 

Rechtspflege innerhalb des israeliti-

schen Volkes. Dieses lebte aus der Er-

fahrung, dass Gott es aus der Gefangen-

schaft und Sklaverei errettet hatte, und 

erkannte den Willen Gottes unter ande-

rem in dem Gebot der Fremdenliebe: 

„Wenn bei dir ein Fremder in eurem 

Lande lebt, sollt ihr ihn nicht unterdrü-

cken. Der Fremde, der sich bei euch 

aufhält, soll euch wie ein Einheimischer 

gelten, und du sollst ihn lieben wie dich 

selbst; denn ihr seid selbst Fremde in 

Ägypten gewesen. Ich bin der Herr, euer 

Gott.“ (Lev 19, 33f.). Der Rechtsschutz 

eines Asylsuchenden wurde im AT auch 

mit der Pflicht zur Gastfreundschaft 

(Dtn 23, 16–17; Gn 19, 6–9) und zur 

Rechtsbeihilfe vor Gericht oder vor dem 

Herrscher (2 Sam 14, 5–17.45) verbun-

den. In Kontinuität dazu formuliert Je-

sus seine eschatologisch begründete 

Liebesforderung in Mt 5, 44f.

2. Die Grundlagen für ein kirchliches 
Asylrecht im Frühmittelalter

Die Entwicklung hin zu einem eigenen 

kirchlichen Asylrecht begann in der 

Regierungszeit der christlichen römi-

schen Kaiser, als die Kirche den Schutz 

der staatlichen Gewalt erlangte und die 

moralisch-geistige Grundlage für das 

kaiserliche Imperium und seine Einheit 

bildete.20 Im 7. Canon des Konzils von 

Sardica (343) wurde deutlich der An-

spruch formuliert, die Intervention

zugunsten von Asylsuchenden unab-

hängig von der Kirchenflucht zu ge-

währen.21 Neben diesem Kanon lässt 

sich keine weitere kirchenrechtliche 

Ausformung des Asylrechts feststellen, 

sodass sich erst im Konzil von Orange 

(441) wieder eine das Asyl betreffende 

Bestimmung (vgl. cc. 5 und 7) findet, 

die dann eindeutig auf die Kirche als 

Ort des Asyls verweist.22 Die Position 

der Kirche kann für die Anfangszeit al-

so nur aus erzählendem Quellenmateri-

al erschlossen werden. In einem Brief 

von Augustinus an den kaiserlichen 

Statthalter Macedonius in Afrika wird 

deutlich, dass die Bischöfe es als ihre 

Pflicht ansahen, Menschen, die in ihren 

Kirchen Asyl gesucht hatten, durch ihre 

„intercessio“ rechtlichen Beistand zu 

gewähren.23 Viele diesem Brief voran-

gegangene kaiserliche Gesetze verdeut-

lichen, dass man dieses Interzessions-

recht der Bischöfe staatlicherseits nicht 

anerkannte.24 Personen, die gegenüber 

dem christlichen Staat oder im privaten 

Bereich Verpflichtungen zu erfüllen 

hatten, sollten nicht durch die Kirche 

geschützt, sondern vielmehr ausgelie-

fert werden. Daraufhin beauftragte die 

Synode von Karthago im Jahr 399 eine 

Gesandtschaft, die den Kaiser bitten 

sollte, dass die Auslieferung von Perso-

nen, unabhängig von ihren Verfehlun-

gen, staatlicherseits nicht erzwungen 

werden sollte.25 Diese Bestätigung er-

folgte erstmalig für das weströmische 

Reich in einem kaiserlichen Gesetz aus 

dem Jahr 419, in dem allerdings nur der 

Asylbereich festgelegt wird, nämlich für 

Kirchengebäude und auf eine Entfer-

nung von 50 Schritten vor der Kirchen-

türe.26 Für das oströmische Reich wurde 

431 ein Gesetz erlassen, das den Asyl-

bereich auf alle kirchlichen Gebäude 

und Plätze innerhalb einer Mauer fest-

legt27 und die Verletzung mit der Todes-

strafe geahndet wissen will.28

Die Kirche beanspruchte für die in ihr 

Asyl Geflüchteten nicht die generelle 

Ausnahme von der weltlichen Gerichts-
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barkeit, sondern nur die Möglichkeit 

zur Gewährung von Rechtsschutz und 

Rechtsbeistand. Das Erreichen des

Asylortes allein begründete für sie

noch keinen Anspruch auf den bischöf-

lichen Beistand, vielmehr musste der 

Bischof auch bereit sein, sich ihrer

anzunehmen29.

Für die Kirche wurde das Asyl erst all-

mählich zu einem eigenen Rechtsinsti-

tut, dessen Rechtsinhalte sie selbst,

in Abgrenzung zu anderen Vorstellun-

gen, prägte. Der Kirche ging es primär

darum, verfolgten Personen Rechts-

schutz zu gewähren, und sie bean-

spruchte dazu die ihr genuin zukom-

mende Vollmacht.

3. Das von der Kirche allgemein
kodifizierte Asylrecht

Im 20. Jahrhundert geriet das Asylrecht 

in den Konflikt, denn es musste einer-

seits auf die Zunahme der Flüchtlings-

bewegungen und der politischen Ver-

folgungen antworten, andererseits aber 

die nationalstaatliche Souveränität und 

das Nichteinmischungsgebot bewahren. 

Wenn das Asylrecht allgemein und his-

torisch das Recht auf Schutz vor poli-

tisch motivierter Verfolgung bedeutet, 

geben die auf Völkerrechtsebene unter-

zeichneten Regelungen30 dem Einzelnen 

kein Recht dazu, in einem Staat seiner 

Wahl Zuflucht zu suchen. Das Völker-

recht garantiert jedoch den Staaten das 

Recht, Asyl zu gewähren, sei es auf ih-

rem Territorium (territoriales Asyl) oder 

in ihren Auslandsvertretungen (diplo-

matisches Asyl). Kein Staat darf, weder 

seinen Bürgern noch Fremden, die Aus-

reise verweigern oder die Gewährung 

von Asyl als unfreundlichen Akt wer-

ten. Außerdem unterliegt kein Staat der 

Pflicht, Fremde aufzunehmen oder aus-

zuliefern. Ein Menschenrecht auf Asyl 

ist völkerrechtlich nicht anerkannt, 

wohl aber zunehmend das Verbot, den 

Asylsuchenden durch Abweisung oder 

Abschiebung in eine lebensbedrohliche 

Situation zu bringen (Art. 3 EMRK; Art. 

33 GFK).31

a) Die Rechtslage nach dem CIC/1917
Der CIC/1917 verfügt in c. 1179: „Die 

Kirche erfreut sich des Asylrechts in der 

Weise, dass zu ihr geflüchtete Straftäter 

ohne Zustimmung des Ordinarius oder 

wenigstens des Kirchenrektors dort 

nicht herausgeholt werden dürfen, es 

sei denn, es besteht dazu eine dringende 

Notwendigkeit“. Der Sinn dieser Vor-

schrift war weniger die Rechtsschutz-

gewährleistung für verfolgte Personen 

durch die Kirche als vielmehr ein Ein-

schreiten gegen die Verletzung kirchli-

cher Hoheit und gegen die Nichtbeach-

tung des sakralen Charakters kirchlicher 

Stätten durch staatliche Gewalt. Diese 

Bestimmung galt vor allem der „reve-

rentia loci“ in dem Sinn, dass jede Art 

von Schändung einer Kirche, was ge-

mäß c. 2325 als Sakrileg strafbar war, 

verhindert werden sollte (vgl. c. 1172). 

Das Gesetz galt aber auch i. V. m. 

c.  1160, wonach Kirchengebäude als 

heilige Stätten von der weltlichen Ho-

heit ausgenommen waren.

b) Rechtsschutz des Asyls im CIC/1983
Die am 1. August 1952 von Pius XII. 

veröffentlichte Apostolische Konstituti-

on Exsul Familia wird als die magna 
charta des Denkens der Kirche über die 

Migration angesehen. In diesem ersten 

offiziellen Dokument des Heiligen 

Stuhls wird die Seelsorge für die Mig-

ranten in globaler und systematischer 

Weise aus historischer und kirchen-
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nrechtlicher Sicht entfaltet. Auf eine 

umfassende historische Analyse folgt 

ein im eigentlichen Sinn normativer, 

stark gegliederter Teil. Es wird dort die 

primäre Verantwortlichkeit des Bischofs 

der örtlichen Diözese für die Seelsorge 

der Migranten betont.32 Den auschlag-

gebenden Impuls für die Seelsorge der 

Emigranten und der Menschen unter-

wegs stellt das Zweite Vatikanische 

Konzil dar, indem es besonderes Ge-

wicht auf die Bedeutung der Mobilität 

und der Katholizität legt sowie auf den 

Stellenwert der Teilkirchen, auf den 

Sinn der Pfarrei und auf die Sicht der 

Kirche als Geheimnis der Gemein-

schaft.33 Die Aufnahme des Fremden 

bleibt ein dauerhaftes Siegel der Kirche 

Gottes und gehört gleichsam zum We-

sen der Kirche selbst. Sie bezeugt da-

durch ihre Treue zum Evangelium.34 In 

Fortführung und Ausführung der Lehre 

des Konzils hat Papst Johannes Paul II. 

in seinem Rundschreiben an die Bi-

schofskonferenzen „Chiesa e mobilità 

umana“ (Kirche und Menschen unter-

wegs) eine auf den aktuellen Stand der 

Zeit gebrachte Lesart des Migrati-

onsphänomens zur Verfügung gestellt. 

Es wird dabei die Notwendigkeit einer 

innerkirchlichen Zusammenarbeit im 

Blick auf eine Pastoral ohne Grenzen 

unterstrichen sowie bei der Aufnahme 

der Migranten durch die Ortskirche die 

besondere Rolle der Laien und der Or-

densleute hervorgehoben.

Im geltenden kirchlichen Gesetzbuch 

besagt c. 1213 CIC, dass die kirchliche 

Autorität ihre Vollmachten und Aufga-

ben an „heiligen Orten“ frei ausübt. 

Heilige Orte sind gemäß c. 1205 CIC 

kirchliche Stätten, die für gottesdienst-

liche Handlungen bestimmt sind. In der 

Regel handelt es sich also um Altäre, 

Kirchen, Kapellen und Friedhöfe. Nach 

c. 1210 CIC sind sie dem profanen Ge-

brauch entzogen. Es gibt also im Zu-

sammenhang mit den Rechtsbestim-

mungen zu den heiligen Orten keine 

Anspruchsgrundlage zur Verwendung 

dieser als Asyl. In diesem Sinn ist das 

Kirchenasyl nicht mehr Bestandteil des 

Kirchenrechts.

Autoreninfo

Siehe gedruckte Ausgabe.

Die katholische Kirche hat den im eige-

nen Recht verankerten Anspruch aufge-

geben, heilige Orte als Asylstätten zur 

Verfügung zu stellen, mit dem Ziel, 

keine Ausnahme vom staatlichen 

Rechtsvollzug zu erwirken. Hiermit hat 

sie eine Rechtsbestimmung aufgegeben, 

die ihr aus einem polarisierten Verhält-

nis von Staat und Kirche zugewachsen 

war. Mit der Streichung dieser Bestim-

mung hat die katholische Kirche einge-

räumt, dass sich ihr Verhältnis dem 

Staat gegenüber grundlegend geändert 

hat. Sie bedarf einer solchen Bestim-

mung nicht mehr, weil sie in anderer 

Weise den Rechtsschutz für Asylanten 

gewährleisten kann.

Heute ist das Recht auf Asyl vor-

nehmlich Bestandteil der weltlichen 

Rechtsordnungen. In der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte35, im 

Völkerrecht36 und im Verfassungsrecht 

von Staaten37 gilt das Asyl als Grund- 
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und Menschenrecht, das von souverä-

nen Staaten Menschen aus anderen 

Ländern unter bestimmten Bedingun-

gen gewährt wird. 

Das Zweite Vatikanische Konzil hat das 

grundsätzlich veränderte Verhältnis der 

Kirche zum Staat bestätigt, wenn es in 

GS 76 heißt: „Die politische Gemein-

schaft und die Kirche sind auf je ihrem 

Gebiet voneinander unabhängig und 

autonom. Beide aber dienen, wenn auch 

in verschiedener Begründung, der per-

sönlichen und gesellschaftlichen Beru-

fung der gleichen Menschen. Diesen 

Dienst können beide zum Wohl aller 

umso wirksamer leisten, je mehr und 

besser sie rechtes Zusammenwirken 

miteinander pflegen (...) Die Kirche 

aber, in der Liebe des Erlösers begrün-

det, trägt dazu bei, dass sich innerhalb 

der Grenzen einer Nation und im Ver-

hältnis zwischen den Völkern Gerech-

tigkeit und Liebe entfalten.“

Auch wenn der geltende Codex keinen 

eigenen thematischen Abschnitt über 

das Verhältnis von Staat und Kirche 

enthält, verdeutlicht er aber in einigen 

Canones, dass Kirche und Staat selbst-

ständige Gemeinschaften mit je eige-

nem, voneinander unabhängigem Recht 

sind und beiden, in ihren je eigenen 

Bereichen, höchste Souveränität zu-

kommt.38 Im Sinne konkordatärer Ver-

einbarungen räumt die Kirche im c. 3 

CIC dieser Rechtsbestimmung gegen-

über ihren eigenen Rechtsvorschriften 

Vorrang ein. Soweit das Kirchenasyl in 

Konkordaten zwischen Kirche und Staat 

vereinbart ist, hat es weiterhin seine 

Geltung. Wo hingegen keine solchen 

völkerrechtlichen Verträge abgeschlos-

sen wurden, obliegt es der Kirche, ihr 

Interzessionsrecht gegenüber dem Staat 

in anderer Weise geltend zu machen. 

Der CIC/1983 hat die allgemeine sittliche 

Pflicht zum Aufbau einer internationa-

len Ordnung in einigen Bestimmungen 

zur Rechtspflicht werden lassen. Im Ka-

talog der Grundrechte und Grundpflich-

ten, wie er erstmalig in einem Gesetz-

buch der Kirche normiert wurde, werden 

alle Christgläubigen darauf verpflichtet, 

nach ihrer je eigenen Stellung in der 

Kirche, die Ordnung der zeitlichen Dinge 

im Geiste des Evangeliums zu gestalten 

und bei der Ausübung der weltlichen 

Aufgaben Zeugnis für Christus abzule-

gen (c. 225 § 2 CIC). In einem weiteren 

Canon in diesem Katalog (c. 222 § 1 CIC) 

werden sie zur Förderung der sozialen 

Gerechtigkeit verpflichtet. 

Gemäß c. 383 § 4 CIC werden die Diöze-

sanbischöfe in besonderer Weise aufge-

fordert, Zeugen der Liebe Christi in der 

Welt zu sein und dafür Sorge zu tragen, 

dass der Geist karitativer Diakonie als 

Teil der Heilssendung der Kirche in ge-

eigneter Weise ausgeübt wird (c. 394 

§ 1 CIC). Bei den Rechtspflichten des 

Pfarrers nennt der CIC/1983 in c. 529 

§ 1 CIC neben anderen Hilfsbedürftigen 

ausdrücklich auch die aus ihrer Heimat 

Vertriebenen, denen der Pfarrer seine 

Aufmerksamkeit und Zuwendung ge-

ben soll. Es wäre zwar zu wünschen 

gewesen, dass der Gesetzgeber deutli-

cher die Verpflichtung zur Rechts-

schutzgewährleistung gegenüber jedem 

Menschen als Rechtspflicht aller Christ-

gläubigen und der verantwortlichen 

Hirten im Besonderen festgelegt hätte. 

In c. 747 § 2 CIC aber wurde die An-

spruchsgrundlage für die bleibende 

Gültigkeit eines Interzessionsrechtes der 

Kirche innerhalb der weltlichen Ord-

nung deutlich aufrechterhalten, wenn 

es dort heißt: „Der Kirche kommt es zu, 

immer und überall die sittlichen Grund-
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nsätze auch in Hinblick auf die soziale 

Ordnung zu verkündigen wie auch über 

menschliche Dinge jedweder Art zu ur-

teilen, insoweit die Grundrechte der 

menschlichen Person oder das Heil der 

Seelen dies erfordern.“

IV. Abschließende Bemerkungen

Heute ist ein im Kirchenrecht selbst ver-

ankertes Kirchenasyl zurückgetreten 

zugunsten einer nicht polarisierten Ver-

bindung von Kirche und Welt. Auch 

wenn das Asyl im kirchlichen Recht 

nicht mehr ausdrücklich erwähnt wird, 

bedeutet dies nicht, dass die Bischöfe 

auf diese Form des karitativen Dienstes 

der Kirche verzichtet haben. Die Kirche 

bringt ihr Rechtsverständnis durch an-

dersgeartete Einlassungen in ethische 

und juristische Belange der Gesellschaft 

zum Ausdruck. Aufgrund des für die 

Kirche zentralen Gebotes der Gottes- 

und Nächstenliebe tritt sie ein für den 

Rechtsschutz von Fremden, Heimatlo-

sen, Verfolgten, Armen und Unglückli-

chen.39 Dieser Beistand ist ein Teil ihrer 

universalen Heilssendung, die sie nicht 

nur durch die Verkündigung des Wortes 

Gottes und die Feier der Sakramente 

wahrnimmt, sondern ebenso durch den 

karitativen Liebesdienst, der gleicherma-

ßen Grundfunktion der Kirche ist.40 Als 

Anwältin der Betroffenen geht es der 

Kirche vor allem um die Gewährleistung 

des Lebens- und Rechtsschutzes für alle 

Menschen gleichermaßen. Deswegen 

lohnt es sich, am Kirchenasyl festzuhal-

ten und in Absprache mit dem Staat jene 

Menschen zu schützen, denen nur das 

Asyl als die ultima ratio geblieben ist 

und die daher um dieses bitten. Dies 

entspricht der Sendung der Kirche und 

dem Ursprung dieses Rechtsinstituts.
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